Geſetz-Sammlung 
für die i 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


— Nr. 18. 


(Fr. 5877.) Privilegium wegen Ausgabe auf den Inhaber lautender Hypothekenbriefe der 
Erſten Preußiſchen Hypotheken-Aktiengeſellſchaft. Vom 2. Mai 1864. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von Preußen ꝛc. 


Nachdem Wir durch Unſeren Erlaß vom heutigen Tage die Errichtung 
einer Aktiengeſellſchaft unter der Firma: „Erſte Preußiſche Hypotheken⸗Aktien⸗ 
geſellſchaft“ mit dem Sitze zu Berlin und deren in der notariellen Urkunde 
vom 11. April d. J. verlautbartes Statut genehmigt haben, wollen Wir 
der genannten Aktiengeſellſchaft in Gemaͤßheit des F. 2. des Geſetzes vom 
17. Juni 1833. wegen Ausſtellung von Papieren, welche eine Zahlungsverpflich⸗ 
tung an jeden Inhaber enthalten, durch gegenwaͤrtiges Privilegium Unſere 
landesherrliche Genehmigung zur Ausgabe auf den Inhaber lautender, mit 
Zinskupons oder Zinsſcheinen verſehener Hypothekenbriefe, wie ſolche in dem 
Statute naͤher bezeichnet und in Gemaͤßheit deſſelben zu verzinſen ſind, mit der 
rechtlichen Wirkung ertheilen, daß ein jeder Inhaber dieſer Hypothekenbriefe 
die daraus hervorgehenden Rechte, ohne die Uebertragung derſelben nachweiſen 
zu duͤrfen, geltend zu machen befugt iſt. 

Das vorſtehende Privilegium, welches Wir vorbehaltlich der Rechte 
Dritter ertheilen, und durch welches fuͤr die Befriedigung der Inhaber der 
Hypothekenbriefe, Zinskupons oder Zinsſcheine eine Gewaͤhrleiſtung Seitens 
des Staats nicht uͤbernommen wird, iſt nebſt dem Statute der Gefellfchaft 
durch die Gefeg- Sammlung zur öffentlichen Kenntniß zu bringen. 

Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Berlin, den 2. Mai 1864. 


v. Bodelſchwingh. Gr. v. Itzenplitz. Gr. zur Lippe. v. Selchow. 
Gr. zu Eulenburg. i 
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Statut 
der 


Erſten Preußiſchen Hypotheken⸗Aktien⸗Geſellſchaft 


Erſter Titel. 
Allgemeine Beſtimmungen. 


Artikel 1. 
Unter der Firma: 
„Erſte Preußiſche Hypotheken-Aktiengeſellſchaft“ 
wird durch gegenwaͤrtiges Statut eine Aktiengeſellſchaft gegründet, welche ihren 
Sitz in Berlin hat. 
Artikel 2. 

Zweck der Geſellſchaft iſt: die Gewährung hypothekariſcher Dar— 
lehne und der Betrieb der im fuͤnften Titel dieſes Statuts Art. 35. ff. 
bezeichneten Handelsgeſchaͤfte. Die hypothekariſchen Darlehne ſollen vor⸗ 
zugsweiſe unkuͤndbar und durch allmaͤlige Amortiſation tilgbar ſein. Die 


52 5 erforderlichen Mittel ſollen durch Ausgabe von Hypothekenbriefen beſchafft 
werden. 


Artikel 3. 
Die Organe der Geſellſchaft ſind: 
der Vorſtand, 


der Verwaltungsrath, 
die Generalverſammlung. 


Artikel 4. 


Die Dauer der Geſellſchaft iſt auf Einhundert Jahre, vom Tage der lan⸗ 
desherrlichen Genehmigung an gerechnet, feſtgeſetzt. Die Generalverſammlung 
kann jedoch unter Vorbehalt der landesherrlichen Genehmigung vor Ablauf 
des 95. Jahres die Verlängerung der Geſellſchaft über den Einhundertjaͤhrigen 
Termin hinaus beſchließen. i 915 

/ Ic 
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Artikel 5. 


Bekanntmachungen von Seiten der Geſellſchaftsorgane gelten für gehörig 
publizirt, wenn fie in den Königlich Preußiſchen Staatsanzeiger und außer dem 
in mindeſtens drei vom Verwaltungsrathe ſofort nach erfolgter landesherrlicher 
Genehmigung der Geſellſchaft im Staatsanzeiger zu bezeichnende Zeitungen 
eingeruͤckt werden. 
f Der Verwaltungsrath beſchließt uͤber jeden ſpaͤteren Wechſel der Gefell- 
ſchaftsblaͤtter, welcher in allen bis dahin benutzten Geſellſchaftsblaͤttern, ſoweit 
dieſelben nicht etwa eingegangen, bekannt gemacht wird. 


Zweiter Titel. 
Das Grundkapital. 


Artikel 6. 


Das Grundkapital der Geſellſchaft wird vorlaͤufig auf Eine Million 
Thaler feſtgeſetzt. Daſſelbe kann auf Beſchluß des Verwaltungsrathes mit 
miniſterieller Genehmigung bis auf fuͤnf Millionen und auf Beſchluß der Ge⸗ 
neralberſammlung mit gleicher Genehmigung bis auf zehn Millionen Thaler 

erhöht werden. Eine weitere Erhöhung des Grundkapitals kann nur auf Be⸗ 
ſchluß der Generalverſammlung mit landesherrlicher Genehmigung ſtattfinden. 

Bei jeder Erhoͤhung des Grundkapitals haben die dann vorhandenen 
Aktionaire ein Vorrecht auf Uebernahme der neu zu emittirenden Aktien zum 
Emiſſionskurſe, welcher vom Verwaltungsrathe — jedoch nicht unter pari — 
feſtgeſetzt wird. ö 


Artikel 7. 


Die Aktien, jede im Betrage von zweihundert Thalern, lauten auf den 
Inhaber; ſie werden nach dem anliegenden Schema A. ausgefertigt und von 
zwei Mitgliedern des Vorſtandes und Einem Mitgliede des Verwaltungsrathes 
unterſchrieben. 


Artikel 8. 


Die Einzahlung auf die Aktien geſchieht nach Feſtſetzung durch den Ver⸗ 
waltungsrath und oͤffentlicher Aufforderung von Seiten des Vorſtandes, in 
Raten, von welchen die erſte 10 Prozent und jede folgende hoͤchſtens 30 Pro⸗ 
zent betraͤgt. Die erſte Rate iſt ſofort nach landesherrlicher Genehmigung des 

Statuts einzuzahlen; hiernach muß die Zahlungs aufforderung der folgenden 

Raten mindeſtens vier Wochen vor dem Zahlungstermine erfolgen. 

9 Innerhalb des erſten Jahres vom Tage der landesherrlichen Genehmigung 
des Statuts an gerechnet muͤſſen vierzig Prozent des vorlaͤufig beſtimmten Grund⸗ 
kapitals eingezahlt fein, 
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Ueber die geleiſteten Ratenzahlungen werden den Aktienzeichnern Quit⸗ 5 
tungsbogen (Interimsſcheine) ertheilt, die durch Indoſſament uͤbertragbar find, 
8 Der Verwaltungsrath kann die Bedingungen feſtſetzen, unter welchen, 
ſtatt der Ratenzahlungen, eine Vollzahlung der Aktien ſtattfinden kann. f 
Nach Einzahlung des vollen Nominalbetrages werden die Aktien aus⸗ 
7 gehaͤndigt. Es ſind denſelben Dividendenſcheine auf fuͤnf Jahre nach anliegen⸗ 
er dem Schema B. nebſt Talon nach anliegendem Schema C. beizufügen, gegen 
Bun deſſen Einlieferung nach Ablauf des letzten Jahres neue Dividendenſcheine auf 
5 je fünf Jahre ausgegeben werden. 


Artikel 9. 


Aktionaire, welche die eingeforderten Ratenzahlungen nicht rechtzeitig leiſten, 
ſind zur Zahlung von ſechs Prozent Verzugszinſen, vom Verfalltage an ge⸗ 
rechnet, und zur Entrichtung einer Konventionalſtrafe von zehn Prozent des 
ruͤckſtaͤndigen Betrages verpflichtet und hierzu gerichtlich anzuhalten. 

Statt deſſen können aber auch die ſaͤumigen Aktionaire nach dreimaliger 
Aufforderung zur Leiſtung der ruͤckſtaͤndigen Theilzahlungen gemaͤß Artikel 221. 
Alinea 2. des Allgemeinen Deutſchen Handelsgeſetzbuchs durch Beſchluß des 
Verwaltungsrathes ihrer Anrechte aus der Zeichnung und der geleiſteten Theil⸗ 
zahlungen zu Gunſten der Geſellſchaft verluſtig erklaͤrt werden. Dieſe Erklaͤ⸗ 
rung wird öffentlich bekannt gemacht, und es werden neue Aktien an Stelle 
der kraftlos erklaͤrten emittirt. 


Artikel 10. 


Nach erfolgter Einzahlung von mindeſtens vierzig Prozent kann der Ver⸗ 
waltungsrath beſchließen, daß die Aktienzeichner von der Haftung fuͤr weitere 
Einzahlungen befreit fein ſollen, und daß die Quittungsbogen (Artikel 8.) ohne 
Indoſſament durch den Wechſel des Beſitzes uͤbertragbar find. Ein ſolcher 
Beſchluß iſt bekannt zu machen. 


Artikel 11. 


Die Mortifikation verlorener oder vernichteter Aktien, reſpektive Interims⸗ 
ſcheine iſt auf Betreiben und Koſten des Eigenthuͤmers durch das in der Sache 
kompetente Gericht zu Berlin zu bewirken. Die Proklamata ſind auch durch 
. Artikel 5. bezeichneten Geſellſchaftsblaͤtter zur offentlichen Kenntniß 
zu bringen. 

Nachdem die Mortifikation rechtskraͤftig ausgeſprochen iſt, werden andere 
Aktien, reſpektive Interimsſcheine an Stelle der mortifizirten unter neuen Num⸗ 
mern ausgeſtellt; der Vorſtand macht dies, unter Angabe der fruͤheren und der 
neuen Nummern, bekannt. 


Artikel 12. 


Eine Mortifikation verlorener oder vernichteter Dividendenſcheine und 
Talons findet nicht ſtatt. f 
Dem⸗ 
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en Demjenigen, welcher den Verluſt von Dividendenfcheinen vor Ablauf 
der Verjaͤhrungsfriſt (Art. 44.) bei dem Vorſtande anmeldet und den ſtattge⸗ 
habten Beſitz durch Vorzeigung der Aktien oder ſonſt in glaubhafter Weiſe dar⸗ 
thut, ſoll nach Ablauf der Verjaͤhrungsfriſt der Betrag der angemeldeten und 
bis Sa nicht vorgekommenen Dividendenfcheine gegen Quittung ausgezahlt 
werden. a 

Wenn der Inhaber der Aktie, vor Ausreichung der neuen Dividenden⸗ 
ſcheine, der Verabreichung derſelben an den Praͤſentanten des Talons wider⸗ 
ſpricht, der Praͤſentant ſie jedoch fordert, ſo iſt der Streit zur gerichtlichen Ent⸗ 
ſcheidung zu verweiſen, die neue Serie der Dividendenſcheine aber, auf Antrag 
eines der Intereſſenten oder auf Requiſition des Gerichtes, zum gerichtlichen 
Depoſitorium zu bringen. 

Wenn ein Talon abhanden gekommen iſt, ſo ſind dem Inhaber der be⸗ 
treffenden Aktie nach Ablauf des Zahltages des dritten der Dividendenſcheine, 
die gegen Einreichung des Talons zu empfangen waren, dieſe Dividendenſcheine 
gegen Quittung zu verabfolgen. Der Beſitz des betreffenden Talons giebt als⸗ 
dann kein Recht auf Empfang der Dividendenſcheine. 


Artikel 13. 


Die Aktionaire nehmen durch die Zeichnung oder den Erwerb einer Aktie, 
ſoweit es ſich um die Erfuͤllung ihrer Verpflichtungen gegen die Geſellſchaft 
oder uͤberhaupt um Streitigkeiten mit derſelben handelt, ihren Gerichtsſtand 
vor dem Koͤniglichen Stadtgerichte in Berlin, an deſſen Stelle, im Falle der 
Errichtung von Handelsgerichten, das Koͤnigliche Handelsgericht in Berlin treten 
ſoll. Alle Inſinuationen erfolgen guͤltig an die von ihnen zu beſtimmende, in 
Berlin wohnende Perſon, oder an das von ihnen zu bezeichnende, in Berlin 
gelegene Haus, nach Maaßgabe des H. 21. Titel 7. Theil I. der Allgemeinen 
Gerichtsordnung, und in Ermangelung der Beſtimmung einer Perſon oder eines 
10 in Berlin auf dem Prozeßbuͤreau des Stadt- reſp. Handelsgerichtes 
aſelbſt. f 


* 


Dritter Titel. 
Hypothekariſche Darlehne. 


Erſter Abſchnitt. 
Allgemeine Grundſätze. 
Artikel 14. 
Die Hypotheken zerfallen: 
a) in Hypotheken auf Liegenſchaften; 


b) in Hypotheken auf Gebaͤude. 
(Nr. 5877.) ö Ar⸗ 
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Artikel 15. 


f Die Geſellſchaft darf Hypothekendarlehne nur in folder Höhe geben, 
daß der Jahresbetrag der vom Hypothekenſchuldner zu zahlenden Zinſen ein⸗ 
ſchließlich der denſelben vorangehenden Verpflichtungen 


a) bei Liegenſchaften zwei Drittel des jaͤhrlichen Reinertrags, 

b) bei Gebaͤuden ein Drittel des jaͤhrlichen Nutzungswerths, 
zu welchen die als Unterpfand haftenden Liegenſchaften und Gebaͤude Behufs 
der Veranlagung zur Grund ⸗, beziehungsweiſe Gebaͤudeſteuer nach Maaßgabe 
der Geſetze vom 21. Mai 1861. (Geſetz-Samml. S. 253. ff.) abgeſchaͤtzt 
worden ſind, nicht uͤberſteigt. 


Artikel 16. 


Die Geſellſchaft iſt nicht nur zur Gewaͤhrung, ſondern auch zur Vermitte⸗ 
luung hypothekariſcher Darlehne berechtigt; auch kann ſie gegen Sicherſtellung die 
Reinigung, reſp. Uebertragung von Hypotheken ſolcher Grundſtuͤcke beſorgen, 
auf welche fie ein hypothekariſches Darlehn gewährt, und die hierfür erforder⸗ 
lichen Geldoperationen machen. 

Die von der Geſellſchaft zu erhebenden Gebuͤhren- oder Proviſionsſaͤtze 
beſtimmt ein vom Verwaltungsrathe zu erlaſſendes Reglement. 


Artikel 17. 


Das Hypothekengeſchaͤft iſt auf das Preußiſche Staatsgebiet beſchraͤnkt, 
inſofern es nicht in der Folge durch einen, der miniſteriellen Genehmigung 
unterliegenden Beſchluß der Generalverſammlung auf andere Deutſche Bundes⸗ 
ſtaaten auszudehnen geſtattet wird. 

In einem ſolchen Falle iſt bekannt zu machen, in welchem Staate das 
Hypothekengeſchaͤft geſtattet worden iſt. 

Die Beſtimmungen dieſes Artikels ſind nicht anwendbar auf den Fall, 
wenn die Geſellſchaft ſich zur Deckung fuͤr etwa gefaͤhrdete Forderungen Hypothek 
im Auslande beſtellen laͤßt. 


Artikel 18. 


Bei Gewährung hypothekariſcher Darlehne kann die Geſellſchaft, ſtatt 
baaren Geldes, ihre Hypothekenbriefe zum Nominalwerthe in Zahlung geben. 

Den Schuldnern, welche beim Darlehnsempfange die Hypothekenbriefe 
zum Nominalwerthe in Zahlung erhalten, iſt das Recht zur Ruͤckzahlung des 
Darlehns in gleicher Art ausdruͤcklich vorzubehalten. 


Zwei⸗ 


— 


Zweiter Abſchnitt. a 
Unkundbare hypothekariſche Darlehne. 
f Artikel 19. 
Unkuͤndbare hypothekariſche Darlehne werden nur in Betraͤgen von we⸗ 


nigſtens fuͤnfhundert Thalern bewilligt. 


Die jaͤhrliche Amortiſationsquote ſoll als Minimum Ein halb Prozent 


des Darlehns betragen. 


Die ſtipulirten Zinſen des Darlehns werden ohne Ruͤckſicht auf deſſen 
allmaͤlige Amortiſation, bis zur Beendigung der letzteren, unvermindert bezahlt; 
der auf den amortiſirten Betrag des Darlehns fallende Theil dieſer Zinſen 
wird gleichfalls zur Amortiſation verwendet. 

In wieweit über den amortiſirten Theil des Darlehns loͤſchungsfaͤhige 
Quittung zu ertheilen ſei, haͤngt von der Beſtimmung der Geſellſchaft ab. 


Artikel 20. 
Die im Art. 19. bezeichneten Zahlungen ſind an den Orten und zu der 


Zeit, die von der Geſellſchaft feſtgeſetzt werden, in halbjaͤhrigen Raten zu leiſten. 


Der Faͤlligkeitstermin wird auf den Schluß des dritten Monats des Halbjahrs 
beſtimmt. 

Iſt die Zahlung nicht ſpaͤteſtens innerhalb vierzehn Tagen nach Verfall 
erfolgt, ſo muß eine Konventionalſtrafe von einem halben Prozent des Dar⸗ 
lehns an die Geſellſchaft bezahlt werden. 


Artikel 21. 


Der Schuldner iſt berechtigt, außer der ſtipulirten Amortiſationsquote noch 
Abſchlags zahlungen zu leiſten, die jener Quote hinzutreten, oder auch das Dar⸗ 
lehn, ſoweit es noch nicht amortiſirt, ganz zu tilgen. Die Geſellſchaft kann 
feſtſetzen, in welchen Betraͤgen, zu welcher Zeit und unter welchen Bedingungen 
Ruͤckzahlungen fuͤr dieſen Zweck angenommen werden. f 

Das Amortiſationskonto der Darlehnsnehmer enthaͤlt die Gutſchrift fuͤr 

a) die jährliche Amortiſationsquote (Art. 19. zweites Alinea); 
b) den Zinſenuͤberſchuß (Art. 19. drittes Alinea); 
c) die etwaigen weiteren Abzahlungen (Alinea 1. dieſes Artikels). 


Die Amortiſationskonten ſind unter fortlaufenden Nummern zu fuͤhren, 
und wird jedem Darlehnsnehmer die Nummer ſeines Kontos mitgetheilt. 

Alljaͤhrlich wird ein Verzeichniß gedruckt, worin unter dieſen Nummern — 
ohne Angabe der Namen — der Stand jedes Amortiſationskontos am Schluſſe 
des Bilanzjahres aufgefuͤhrt wird. Der Vorſtand macht bekannt, wo dies Ver⸗ 
ne e den Darlehnsnehmern in Empfang genommen werden kann. Re⸗ 
lamationen gegen die Richtigkeit des Standes des Amortiſationskontos muͤſſen 


a Ur. 5877.) 5 g in⸗ 


„ 


innerhalb Eines Monats nach dieſer Bekanntmachung bei dem Vorſtande ein⸗ 
gereicht werden; wer innerhalb dieſer Zeit nicht reklamirt, erkennt dadurch file 
ſchweigend den im Verzeichniß aufgeführten Stand feines Amortiſationskontos 
als richtig an. ö N f 5 


Artikel 22. 


Wenn der fuͤr ein unkuͤndbares Darlehn als Hypothek beſtellte Grund⸗ 
beſitz ungetheilt den Beſitzer wechſelt, ſo bleibt der fruͤhere Eigenthuͤmer ſo lange 
der Geſellſchaft perſoͤnlich verhaftet, bis der neue Eigenthuͤmer die gehörige, 
mit den Belaͤgen verſehene Anzeige an den Vorſtand der Geſellſchaft gemacht 
hat und ſeine Haftung unter Befreiung ſeines Beſitzvorgaͤngers angenommen iſt. 


Artikel 23. 


Die unkuͤndbaren hypothekariſchen Darlehne werden in folgenden Fällen 
ausnahmsweiſe Seitens der Geſellſchaft kuͤndbar: i 


a) wenn die vom Schuldner vertragsmaͤßig zu leiftenden Zahlungen, ſammt 

etwaiger Konventionalſtrafe und ſonſtigen Koſten, nicht innerhalb ſechs 

Mongten nach dem Faͤlligkeitstermine an die Geſellſchaft abgeführt wor⸗ 
den ſind; 


b) wenn der verpfaͤndete Grundbeſitz oder ein Theil deſſelben zur Se⸗ 
queftration oder Subhaſtation gebracht, oder auch nur ein desfallſiges 
Verfahren eingeleitet, oder wenn die Rechtsguͤltigkeit oder der Rang 
der beftellten Hypothek beſtritten wird; 


c) wenn der Schuldner in Konkurs verfaͤllt, oder auch nur außergericht⸗ 
lich die Zahlungen einſtellt; 


d) wenn durch irgend welche Urſache der Werth des hypothekariſchen Unter⸗ 
pfandes, im Vergleich gegen den bei Gewährung des Darlehns ge: 
ſchaͤtzten Werth, ſo geſunken iſt, daß der nicht amortiſirte Theil des 
Darlehns nicht mehr als genuͤgend geſichert erſcheint; 


e) wenn das Unterpfand theilweiſe veraͤußert oder unter mehrere Eigen⸗ 
thuͤmer getheilt und nicht wegen Regulirung der Hypothek ein Abkommen 
mit der Geſellſchaft getroffen wird (Verminderungen des Werths der 
verpfaͤndeten Grundſtücke, inſofern denſelben kein unwirthſchaftliches 
Verfahren des Beſitzers zum Grunde liegt, ingleichen ſolche Abver⸗ 
aͤußerungen, deren Unſchaͤdlichkeit nach Maaßgabe des Geſetzes vom 
3. März 1850. (Geſetz⸗»Samml. S. 145.) von der zuftändigen Behörde 
beſcheinigt wird, berechtigen die Geſellſchaft zun Kündigung des gege⸗ 
benen Darlehns nur in dem Betrage, welcher in dem Werthe der ver⸗ 
hleibenden Subſtanz des Pfandobjekts nicht mehr ſeine ſtatutenmaͤßige 
Deckung findet, zur Kündigung des geſammten Darlehns aber nur 
dann, wenn der gedeckt bleibende Betrag deſſelben nicht mehr den ge⸗ 
ringſten Satz einer zuläffigen Darlehnsbewilligung erreicht); ' 

| ) wenn 


„ 


feſtgeſetzten Normen gegen Feuersgefahr verſichert ſind. 
Wenn dieſe Ausnahmebeſtimmungen zur Anwendung gebracht werden, fo 
muß eine dreimonatliche Kuͤndigung vorhergehen. 


* 


Artikel 24. 


f Jeder Darlehnsnehmer auf unkuͤndbare Hypothek hat der Geſellſchaft 
ſchriftlich eine Adreſſe innerhalb des Preußiſchen Staates anzuzeigen, unter wel⸗ 
cher die Zuſtellung der Erlaſſe der Geſellſchaftsorgane oder gerichtlicher Ver⸗ 
fuͤgungen an denſelben zu bewirken iſt. 5 

6 An dieſe Adreſſe erfolgen die Zuſtellungen guͤltig fuͤr den betreffenden 
Darlehnsnehmer, ſo lange nicht eine andere Adreſſe ſchriftlich der Geſellſchaft 
bezeichnet worden iſt. 

Betrifft die Hypothek mehrere Betheiligte, ſo haben ſie einen gemein⸗ 
ſchaftlichen Vertreter zu ernennen, und dieſer gemaͤß Alinea Eins eine Adreſſe 
zu bezeichnen, an welche die Zuſtellungen guͤltig fuͤr alle erfolgen, ſo lange nicht 
eine andere Adreſſe der Geſellſchaft bezeichnet worden iſt. ER 

| Wird die Bezeichnung einer Adreſſe oder die Aufftellung eines Vertreters 
unterlaſſen, ſo erfolgt die Zuſtellung, und zwar an mehrere Betheiligte in einer 
einzigen Ausfertigung, guͤltig auf dem Prozeßbuͤreau des Koͤniglichen Stadt⸗ 
gerichts in Berlin. 


Dritter Abſchnitt. 
Kuͤndbare hypothekariſche Darlehne. 
Artikel 25. 


Kuͤndbare hypothekariſche Darlehne, wozu alle diejenigen zu rechnen ſind, 
bei denen nicht die allmaͤlige Amortiſation feſtgeſetzt wird, werden auf beſtimmte 
Zeit unter Vorbehalt eines noch vor Ablauf derſelben auszuuͤbenden Kuͤndigungs⸗ 
rechtes gewaͤhrt. 

g In der Regel ſoll die Friſt fuͤr die Ruͤckzahlung zehn Jahre und fuͤr die 
Kuͤndigung ſechs Monate nicht uͤberſteigen. f $ 
Artikel 26, 


Die noch erforderlichen allgemeinen Normen für Gewährung kuͤndbarer 
hypothekariſcher Darlehne wird der Verwaltungsrath feſtſetzen. 


Vierter Titel. 
Die Hypothekenbriefe. 


Artikel 27. 


Die Geſellſchaft giebt, gegen die von ihr gewaͤhrten hypothekariſchen 
© Jahrgang 1864. (Nr. 5877.) 35 Dar⸗ 


) wenn verpfaͤndete Gebäude nicht nach den von dem Verwaltungsrathe 


Darlehne, verzinsliche Hypothekenbriefe aus, deren Geſammtſumme jedoch de 
zehnfachen Betrag des baar eingezahlten Grundkapitals nicht uͤberſteigen dar 


. ausgefertigt. 


ſetzenden Kuͤndigungsbedingungen ruͤckzahlbar gemacht werden. 
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Dieſelben lauten auf den Inhaber und ſind Seitens deſſelben entweder 
unkuͤndbar (Art. 29.) oder kuͤndbar (Art. 30.), welche beide Arten aͤußerlich 
unterſcheidbar ausgefertigt werden. Sie ſind von zwei Mitgliedern des Vor⸗ 
ſtandes und von einem Mitgliede des Verwaltungsrathes (Art. 56. e.) zu 
unterzeichnen. 5 

Kuͤndbare Hypothekenbriefe duͤrfen zu keinem hoͤheren, als dem Betrage 
derjenigen Hypothekenforderungen, welche die Geſellſchaft mit gleicher Friſt 
ihren Schuldnern zu kuͤndigen berechtigt iſt, und hoͤchſtens zum Betrage des 
baar eingezahlten Grundkapitals ausgegeben werden. 


Artikel 28. 
Fur kuͤndbare und für unkuͤndbare Hypothekenbriefe kommen hoͤchſtens, 


je zwei beſtimmte Zinsſaͤtze nach Wahl der Geſellſchaft in Anwendung, und 


die Ausgabe von Hypothekenbriefen zu einem anderen Zinsſatze iſt durch die 
befondere Ermächtigung des Finanz⸗ und des Handelsminiſters bedingt. 

Hypothekenbriefe, welche bei Ausreichung der Darlehnsvaluta an die 
Hypothekenſchuldner zum Nominalwerthe ſtatt baaren Geldes gegeben werden, 
duͤrfen zu keinem geringeren Zinsſatze ausgefertigt ſein, als welchen der Schuld⸗ 
ner, abgefehen von Amortiſations- und Verwaltungskoſten⸗Beitraͤgen, an die 
Geſellſchaft zu entrichten hat. 

Die unkuͤndbaren Hypothekenbriefe werden in Stuͤcken zu 5000 Thaler, 
1000 Thaler, 500 Thaler, 200 Thaler, 100 Thaler, 50 Thaler und 25 Thaler, 
die kuͤndbaren in Stuͤcken zu 1000 Thaler, 800 Thaler, 600 Thaler, 400 
Thaler, 200 Thaler, 100 Thaler und 40 Thaler ausgefertigt. 


Artikel 29. 
Die unkuͤndbaren Hypothekenbriefe werden nach dem beiliegenden Schema D. 


Fuͤr die halbjaͤhrig zu zahlenden Zinſen werden — nach beiliegendem 


Lenz E. — für je fünf Jahre Zinskupons und nach beiliegendem Schema F. 


Ein Talon beigefuͤgt, gegen deſſen Einlieferung neue Zinskupons auf je fuͤnf 
Jahre ausgegeben werden. 
Dieſe Zinskupons ſind in Berlin, Breslau, Coͤln, Koͤnigsberg, Danzig, 


Magdeburg, Stettin, Hamburg, Leipzig und Hannover nach naͤherer Bekannt: 


machung des Vorſtandes zahlbar. Die Zinſen verjähren zu Gunſten der Ge⸗ 
ſellſchaft in vier Jahren vom Faͤlligkeitstermine an gerechnet; dies wird auf 
den Zinskupons vermerkt. 


Artikel 30. 


Die kuͤndbaren Hypothekenbriefe werden auf eine beſtimmte Verfallzeit 
geſtellt, koͤnnen aber auch vor Verfall unter den von der Geſellſchaft feſtzu⸗ 
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Sie werden nach dem beiliegenden Schema G. ausgefertigt und denſelben 
für die halbjaͤhrig zu zahlenden Zinſen — nach dem beiliegenden Schema I. — 
Zinsſcheine auf einen hoͤchſtens je fuͤnfjaͤhrigen Zeitraum beigefuͤgt. 5 
R Nach Verfall, oder mit dem durch vorherige Kündigung geſetzten fruͤ⸗ 
heren Zahlungstermine, hoͤrt die Verzinſung auf. N 8 

5 Die Beſtimmungen des Artikels 29. über die Zahlung und Verjährung der 
Zinskupons ſind auf die Zinsſcheine gleichfalls anwendbar. 

Faͤllt der durch die Kündigung geſetzte Zahlungstermin des Hypotheken⸗ 
briefes nicht mit dem Verfalltage des Zinsſcheines des laufenden halben Jah⸗ 
red zuſammen, fo wird dieſer letztere pro rata vergütet, ; 

Bei der Ruͤckzahlung find mit den Hypothekenbriefen die nicht fälligen 
Zinsſcheine einzuliefern; wenn dies nicht geſchieht, wird ihr Betrag bei der 
Zahlung in Abzug gebracht. 


Artikel 31. 


Kein Hypothekenbrief darf von der Geſellſchaft ausgegeben werden, der 
nicht zuvor durch ausſtehende Hypothekenforderungen vollkommen gedeckt iſt. 
Nach dem Schlußſatz des Artikels 17. unter Umſtaͤnden im Auslande zu erwer⸗ 
bende Hypotheken kommen hierbei nicht in Betracht. 

Fuͤr beide Gattungen der auszugebenden Hypothekenbriefe (Artikel 27.) 
werden die dafuͤr als Garantie dienenden Hypothekenforderungen beſonders 5 
beſtimmt und verzeichnet. | „ 

Der Betrag, um welchen ſich das Kapital der als Garantie dienenden 15 
Hypothekenforderungen durch Amortiſation oder Ruͤckzahlung oder in anderer 
Weiſe vermindert, ſoll auch ſtets von den emittirten Hypothekenbriefen aus der 

Cirkulation gezogen, oder durch andere Hypothekenforderungen erſetzt werden, 
ſo daß das vorſtehend (im Artikel 27. und Artikel 31. Satz 1.) vorgeſchrie⸗ 
bene Deckungsverhaͤltniß ſtets aufrecht erhalten wird. i 

Die Mitglieder des Vorſtandes ſind bei ihrem Amtsantritte auf die 

Beobachtung der Beſtimmungen dieſes Artikels insbeſondere hinzuweiſen. 


Artikel 32. 


Die Verminderung der Cirfulation der Hypothekenbriefe (Artikel 31.) 5 
geſchieht, wenn ſie nicht vortheilhafter zu bewirken iſt, durch Bezahlung des A 
Nennwerthes nach vorgaͤngiger Auslooſung der zuruͤckzuzahlenden Nummern. 5 
In dieſem Falle muͤſſen dieſelben, ſowie der Termin und der Ort der Ruͤck⸗ 
zahlung, wenigſtens dreimal in angemeſſenen Zwiſchenraͤumen bekannt gemacht 
werden, das erſte Mal wenigſtens ſechs Monate vor dem Ruͤckzahlungstermine, 

mit welchem die Verzinſung aufhoͤrt. 

Die Ruͤckzahlung erfolgt gegen Einlieferung der Hypothekenbriefe und 
der nicht fälligen Zinskupons, reſp. Zins ſcheine, unter Anwendung der Be⸗ 

ſtimmungen des Artikels 30. Alinea 5. und 6. 
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Artikel 33. 


wird geſichert: 


Archiven der Geſellſchaft; 5 
2 durch die unbedingte Haftung der Geſellſchaft mit ihrem geſammten 
Vermoͤgen und insbeſondere ihrem Grundkapital. 


Sollten dennoch faͤllige Hypothekenbriefe, Zinskupons oder Zinsſcheine 
von der Geſellſchaft nicht eingelöft werden, fo iſt der Inhaber befugt, aus den 
ſaͤmmtlichen nach Artikel 31. dafuͤr als Garantie dienenden Hypothekenforde⸗ 


zum Zwecke ſeiner Befriedigung gerichtlich uͤberweiſen zu laſſen. 5 
gegenuͤber, als Glaͤubiger an die Stelle der Geſellſchaft. 


Artikel 34. 


Die bezuͤglich verlorener oder vernichteter Aktien, Dividendenſcheine und 
Talons in Artikel 11. und 12. enthaltenen Beſtimmungen ſind auch auf ver⸗ 
lorene oder vernichtete Hypothekenbriefe, deren Zinskupons, Talons und Zins⸗ 
ſcheine anwendbar. 


Fünfter Titel. 
Der Geldverkehr. 


Artikel 35. 

Im Geldverkehr hat ſich die Geſellſchaft der Spekulationsgeſchaͤfte zu 
enthalten, und ſich auf ſolche Transaktionen zu beſchraͤnken, welche geeignet 
ſind, den Hypothekenverkehr zu erleichtern und zu foͤrdern, ohne deſſen Sicher⸗ 

heit zu gefaͤhrden. 

Um die Beobachtung dieſes Grundſatzes zu ſichern, kann der Verwal⸗ 
tungsrath beſondere Kontrolmaaßregeln uͤber die Ausfuͤhrung der nachſtehenden 
Beſtimmungen dieſes Titels verordnen. 


Artikel 36. 


Die Geſellſchaft darf Gelder verzinslich annehmen: a 
a) wenn das Geld zu dem beſtimmten Zweck eingezahlt wird, um dafuͤt 


die Erwerbung einer Hypothek zu vermitteln (Art. 16.), oder Hypo⸗ 


thekenbriefe auszuhaͤndigen; 


1) durch die Niederlegung eines den ausgegebenen Hypothekenbriefen we⸗ 
nigſtens gleichen Betrages guter hypothekariſcher Forderungen in den 


rungen einen feiner Forderung gleichkommenden Betrag auszuwaͤhlen und ſich 


Die puͤnktliche Zahlung von Kapital und Zinſen der Hypothekenbriefe 


„ ne N 


In Folge der gerichtlichen Ueberweiſung tritt derſelbe, dem Schuldner 


b) außer⸗ 3 


b) außerdem, wenn für die Ruͤckzahlung eine wenigſtens ſechsmonatliche 
KRauͤndigungsfriſt feſtgeſetzt wird, mit der Maaßgabe jedoch, daß die 
Geſammtſumme derartiger Depoſiten nicht mehr als den fuͤnften Theil 
des baar eingezahlten Grundkapitals betragen darf. 


Artikel 37. 


Jederzeit ruͤckzahlbare Gelder duͤrfen nur unverzinslich angenommen 
werden. 5 f 


Artikel 38. 


Die disponiblen Gelder der Geſellſchaft koͤnnen — vorbehaltlich der 
Beſtimmungen im Art. 39. — rentbar gemacht werden: durch Diskontirung, 
Kauf oder Beleihung von Wechſeln und durch Erwerb oder Beleihung von 
Werthpapieren unter Beobachtung der Grundſaͤtze der Preußiſchen Bank; durch 
Beleihung von Hypotheken-Inſtrumenten, welche die Geſellſchaft zu dem Ende 
ſich cediren laſſen kann, unter Beobachtung der im Art. 15. feſtgeſetzten Grund⸗ 
ſaͤtze; ſowie auch durch Guthaben bei Bankhaͤuſern und Bankinſtituten. 

Die naͤheren Ausfuͤhrungsbeſtimmungen ſetzt der Verwaltungsrath feſt; 
insbeſondere iſt deſſen Genehmigung zur Feſtſetzung des Betrages des einem 
Bankhauſe oder Bankinſtitute anzuvertrauenden Guthabens erforderlich. 


Artikel 39. 


Von den jederzeit ruͤckzahlbaren Geldern ſoll mindeſtens die Halfte ſtets 
baar bereit gehalten, der uͤbrige Theil muß in leicht diskontirbaren oder nego⸗ 
ziabeln guten Wechſeln angelegt werden. 


Artikel 40. 


Die Geſellſchaft iſt berechtigt, fuͤr ihre Hypothekenſchuldner den Verkauf 
der Hypothekenbriefe zu beſorgen und dafuͤr eine Proviſion zu berechnen. 


Artikel 41. 


Die Anlage von Geldern in Grundeigenthum iſt nur dann geſtattet, wenn 
die Erwerbung den Zweck hat, einem Ausfall an Forderungen vorzubeugen; 
auch in dieſem Falle iſt, unter Beruͤckſichtigung dieſes Zwecks, die bald thun⸗ 
lichſte Wiederveraͤußerung des erworbenen Grundſtuͤcks zu bewirken. 

Die vorſtehende Beſtimmung bezieht ſich nicht auf die Erwerbung eines 
Geſchaͤftslokals, wenn dieſelbe als nothwendig oder ſehr nuͤtzlich erkannt wer⸗ 
den ſollte. Eine ſolche Erwerbung darf ohne vorgaͤngige Zuſtimmung des 
Verwaltungsrathes nicht geſchehen. ö | 
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Sechster Titel. 
Die Bilanz. 


Artikel 42. 


Das Kalenderjahr iſt auch das Bilanzjahr. 

Die Jahresbilanz iſt auf den 31. Dezember zu ziehen, innerhalb der 
nächſten drei Monate von dem Vorſtande aufzuſtellen und dem Verwaltungs⸗ 
rathe vorzulegen. 

Der Ueberſchuß der Aktiva, nach Abzug der ſaͤmmtlichen Paſſiva und 
Verwaltungskoſten, bildet den Gewinn. 

Wenn Forderungen vorhanden ſind, deren Eingang als gefaͤhrdet zu er⸗ 
achten iſt, ſo werden dieſelben verhaͤltnißmaͤßig niedriger angenommen, oder es 
wird, fuͤr etwaige Ausfaͤlle daran, ein angemeſſener Betrag als Reſerve zu den 
Paſſiven geſetzt. 

Werthpapiere duͤrfen niemals mit einem hoͤheren als dem Erwerbungs⸗ 
kurſe, und wenn der Boͤrſenkurs am Tage der Bilanzaufnahme niedriger als 
der „„ iſt, nur zu dem Boͤrſenkurſe in der Bilanz angeſetzt 
werden. 


Artikel 43. 


Die vom Vorſtande aufgeſtellte Bilanz wird gepruͤft durch zwei Delegirte, 
die der Verwaltungsrath hierfuͤr aus ſeiner Mitte ernennt. Dieſe Delegirten 
bilden mit dem Vorſitzenden des Verwaltungsrathes zuſammen die Pruͤfungs⸗ 
kommiſſion fuͤr die Bilanz. 8 n 

Nach Erſtattung des Berichts dieſer Kommiſſion beſchließt der Verwal: 
tungsrath die Feſtſetzung der Bilanz und ertheilt, wenn keine Anſtaͤnde vorhan⸗ 
den ſind, dem Vorſtande die Decharge. 


Artikel 44. 


0 Aus dem nach der feſtgeſtellten Bilanz ſich ergebenden Gewinne werden 
zuvoͤrderſt zehn Prozent des Gewinnes zur Bildung eines Reſervefonds und 
eine Rente bis zu vier Prozent fuͤr das eingezahlte Grundkapital entnommen. 


Der alsdann verbleibende Gewinn wird verwendet, wie folgt: 

a) ein in der erſten Generalverſammlung, welche nach Genehmigung der 
Geſellſchaft einberufen wird, feſtzuſetzender Theil als Tantieme für die 
Mitglieder des Verwaltungsrathes, nach Maaßgabe des Art. 60.; 

b) ein in gleicher Weiſer feſtzuſetzender Theil als Tantieme für die Auf⸗ 
ſichtskommiſſarien (Art. 63.) i 

c) der Reſt zur Vertheilung an die Aktionaire. 


f Die im erſten Alinea dieſes Artikels bezeichnete Rente, nebſt dem weite⸗ 
ren Gewinnantheil (c.) bildet die den Aktionairen zukommende Dividende. 100 
i f ſelbe 


1 


lieferung der Dividendenſcheine, in Berlin und an den ſonſt noch bekannt zu 
machenden Stellen bezahlt. : 

8 Die Dioidendenſcheine verjaͤhren zu Gunſten der Geſellſchaft in vier Jah⸗ 
ren vom Faͤlligkeitstermine an gerechnet; dies wird auf denſelben vermerkt. 


Artikel 45. 


Wenn die nach Art. 43. feſtgeſtellte Bilanz einen Verluſt ergiebt, das 
heißt, wenn nicht nur kein Ueberſchuß, aus welchem die Zahlung irgend eines 
Theiles der den Aktionairen nach Art. 44. vorweg gebuͤhrenden Rente geſchehen 
könnte, ſondern noch ein Defizit ſich herausſtellt, fo iſt daſſelbe aus dem Re⸗ 
ſervefonds zu decken. i 

Moͤchte derſelbe hierfuͤr nicht ausreichen, ſo iſt der in den folgenden Jah⸗ 
ren ſich ergebende Gewinn zur Wiederergaͤnzung des Grundkapitals zu ver⸗ 
wenden, und erſt nachdem dieſelbe bewirkt iſt, beginnt wiederum die im Art. 44. 
feſtgeſetzte Gewinnverwendung. b 

Sobald und ſo lange der Reſervefonds auf Hoͤhe von zehn Prozent 
des emittirten Grundkapitals iſt, faͤllt der Zuſchuß hierzu aus dem Gewinn 
(Art. 44.) fort. 5 


Artikel 46. 


Die Bilanz wird bekannt gemacht. 

Der in der Generalverſammlung von dem Vorſtande zu erſtatten de Jah⸗ 
reöbericht uͤber das Geſchaͤft (Art. 67.) wird gedruckt, und es werden die 
Stellen bekannt gemacht, wo derſelbe von den Aktionairen in Empfang genom⸗ 
men werden kann. . f 


Siebenter Titel. 
Die Verwaltung. 


Erſter Abſchnitt. 
Der Vorſtandz die Geſellſchaftsbeamten. 


Artikel 47. 


5 Der Vorſtand beſteht aus drei von dem Verwaltungsrathe zu ernennenden 
Mitgliedern; es bleibt vorbehalten, zeitweiſe nur zwei, oder auch mehr als drei 
Mitglieder anzuſtellen. Ueber die Ernennung iſt ein gerichtliches oder notarielles 
Protokoll aufzunehmen. a f 

Eine etwa erforderliche Stellvertretung ordnet der Verwaltungsrath an. 
Vor dem Eintritt in ihr Amt werden die Vorſtandsmitglieder durch 

Handſchlag geloben, ihre ſtatutmaͤßigen Pflichten und insbeſondere die Be⸗ 
ſtimmungen uͤber die Garantieen der Sicherheit der Hypothekenbriefe gewiſſen⸗ 

haft zu erfüllen. 
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felbe wird jährlich am erſten Juli für das abgelaufene Bilanziahr, gegen Cine 5 2 


Der Verwaltungsrath ernennt den Vorſitzenden des Vorſtandes, und 
wird durch ein Reglement die Vertheilung der Funktionen unter die Mitglieder, 
ihre gegenſeitigen Verhaͤltniſſe zu einander, ſowie die Normen fuͤr ihre gemein⸗ 
ſamen Berathungen und Beſchlußfaſſungen feſtſetzen. 

Kollegialiſche Berathung und Beſchlußfaſſung iſt erforderlich: 


a) in allen Faͤllen, in welchen in dieſem Statut von einem Beſchluſſe des 
Vorſtandes die Rede iſt; . 

b) wenn einem Bankhauſe oder Bankinſtitute ein Guthaben anvertraut 
werden ſoll (Art. 38.), was nur mit Stimmeneinhelligkeit beſchloſſen 

werden kann. 

Soweit das Statut oder das Reglement (Alinea 4.) nichts Anderes be⸗ 
ſtimmen, entſcheidet bei Beſchluͤſſen des Vorſtandes die Stimmenmehrheit und 
im Falle der Stimmengleichheit die Stimme des Vorſitzenden. f 


Artikel 48. 


Fuͤr Briefe, Erlaſſe oder Benachrichtigungen, durch welche die Geſellſchaft 
keine Verpflichtung eingeht, genuͤgt die Unterſchrift Eines Vorſtandsmitgliedes. 
Dagegen kann keine Verpflichtung fuͤr die Geſellſchaft guͤltig eingegangen 
werden, wenn dies nicht durch Unterſchrift von wenigſtens zwei Vorſtandsmit⸗ 
gliedern geſchieht. 
Wer hiernach fuͤr den Vorſtand guͤltig unterzeichnen kann, iſt vom Ver⸗ 
waltungsrathe bekannt zu machen. 


Artikel 49. 


Der Vorſtand leitet und fuͤhrt, innerhalb der ſtatutmaͤßigen Grenzen, die 
Geſchaͤfte und Angelegenheiten der Geſellſchaft, und vertritt dieſelbe überall, 
ſowohl dritten Perſonen wie Behoͤrden gegenuͤber, in Gemaͤßheit der Beſtim⸗ 
ebe Buch 2. Titel 3. Abſchnitt 3. des Allgemeinen Deutſchen Handels⸗ 

eſetzbuchs. 

5 Die Legitimation der Vorſtandsmitglieder, ſoweit ſolche noch weiter als 
durch den Nachweis der im Handelsgeſetzbuch vorgeſchriebenen Bekanntmachung 
erforderlich fein ſollte, erfolgt durch eine gerichtliche oder notarielle Ausferti⸗ 
gung des uͤber ihre Ernennung aufgenommenen Protokolls, oder durch eine auf 
Grund deſſelben ertheilte notarielle oder gerichtliche Beſcheinigung. 


Artikel 50. 


Der Vorſtand ſtellt die unter ihm ſtehenden Geſellſchaftsbeamten und 
Huͤlfsarbeiter an; es iſt hierbei die Genehmigung des Verwaltungsrathes er⸗ 
forderlich: 5 5 t 

a) wenn die jährliche Befoldung mehr als fuͤnfhundert Thaler beträgt; 

p) wenn die Anftellung für längere Zeit als Ein Jahr geſchieht; 

c) wenn Agenten der Geſellſchaft ernannt werden ſollen; / 
d) wenn 


enn durch die Anſtellung ein vom Vorſtande aufgeftellter und vom 
Verwaltungsrathe genehmigter Jahresbeſoldungs⸗Etat überſchritten wird. 
Ohne Zuſtimmung der Generalverſammlung darf kein Vorſtandsmitglied 
und auch kein anderer Beamter der Geſellſchaft vertragsmaͤßig fuͤr laͤngere 
eit als zehn Jahre angeſtellt werden. 8 

Penſionen duͤrfen nicht gewährt werden, inſofern nicht in Ausnahme⸗ 
fällen der Verwaltungsrath und die Generalverſammlung die Genehmigung 
ertheilen. Auf Penſionen oder Unterſtuͤtzungen aus einem für dieſen Zweck zu 
bildenden Fonds, zu welchem die Geſellſchaftsbeamten beitragen, iſt vorſtehende 
Vorſchrift nicht anwendbar. i 


Artikel 51. 


x Die Vorſtandsmitglieder und die fonftigen Beamten oder Angeſtellten 
der Geſellſchaft koͤnnen wegen Dienſtvergehen, wegen Fahrlaͤſſigkeit oder Un⸗ 
tüchtigkeit in den ihnen obliegenden Funktionen oder aus moraliſchen Gruͤnden 


vom Dienſte ſuspendirt und entlaſſen, und es kann die Suspenſion und Ent: 


laſſung ausgeſprochen werden: 


ah in Beziehung auf Vorſtandsmitglieder: die Suspenſion durch einen 
Beſchluß des Verwaltungsrathes; die Entlaſſung auf deſſen Antrag 
durch die Generalverſammlung; 


b) in Beziehung auf die vom Vorſtande nach Artikel 50. mit Genehmi⸗ 


gung des Verwaltungsrathes angeſtellten Beamten: die Suspenſion 
durch einen einſtimmig gefaßten Beſchluß des Vorſtandes, oder wenn 
dieſe Einſtimmigkeit nicht erzielt iſt, durch die in dieſem Falle dem 
Praͤſidenten des Verwaltungsrathes vorbehaltene Entſcheidung; die Ent⸗ 
laſſung vermittelſt eines vom Verwaltungsrathe gefaßten Beſchluſſes, 
dem wenigſtens zehn Mitglieder beigeſtimmt haben; 

c) in Beziehung auf andere Beamte oder Angeſtellte: die Suspenſion 
durch Beſchluß des Vorſtandes, oder auch durch ein einzelnes hierzu 
beſonders vom Verwaltungsrathe autoriſirtes Vorſtandsmitglied; die 
Entlaſſung durch den Verwaltungsrath ſelbſt vermittelſt eines einfachen 
Majoritaͤtsbeſchluſſes. 8 a 


’ Innerhalb ſechs Monaten, vom Tage des die Suspenſion ausſprechen⸗ 
den Beſchluſſes an gerechnet, muß entweder die Entlaſſung ausgeſprochen ſein, 
oder die Suspenſion wieder aufgehoben werden. 

Be Der Beamte oder Angeftellte, auf deſſen Entlaſſung angetragen wird, 
iſt davon wenigſtens vierzehn Tage vor dem Tage, an welchem über den An⸗ 
trag Beſchluß gefaßt werden ſoll, an ſeinem Domizil oder ſeinem gewoͤhnlichen 
Aufenthaltsorte ſchriftlich zu benachrichtigen; er kann ſich bei der Stelle, welche 
a 110 55 Antrag zu entſcheiden hat, in eigener Perſon ſchriftlich oder muͤndlich 
vertheidigen. | 

Die Entlaffung hat zur Folge, daß alle dem Entlaſſenen vorher vertrags⸗ 
mäßig gewaͤhrten Anſpruͤche an die Geſellſchaft auf Beſoldung, Tantièeme, 
Entſchaͤdigung oder andere Vortheile ſofort erloͤſchen. 5 
Jahrgang 1864, (Nr. 5877.) 36 Ar⸗ 


| Artikel 52. BR a: 
Abgeſehen von den Beſtimmungen des Artikels 51. kann — auch ohn 
Angabe von Grunden — jederzeit der mit einem Beamten oder Angeftellten 
beſtehende Dienſtvertrag in der Art aufgehoben werden, daß dieſer entweder 
ſofort oder nach einer beſtimmten Zeit aufhört, und der Beamte oder Ange 
ſtellte ausſcheidet. i a f g 

Diefe Aufhebung des Vertrages kann in Beziehung auf Vorſtands⸗ 
mitglieder nur durch einen einſtimmig gefaßten Beſchluß des Verwaltungsrathes ; 
in einer Sitzung geſchehen, der wenigſtens zwölf Mitglieder beiwohnen; in Be 
ziehung auf andere Beamte oder Angeſtellte der Geſellſchaft durch einen ein⸗ 
ſtimmig von dem Vorſtande gefaßten und von dem Verwaltungsrathe be⸗ 
1 5 Beſchluß, dem wenigſtens acht Mitglieder des letzteren beigeſtimmt 
aben. 

Bis zu dem Tage, auf welchen die Aufhebung des Vertrages in vor⸗ 
bezeichneter Weiſe beſchloſſen worden iſt, werden die durch denſelben dem 
Beamten oder Angeſtellten zuſtehenden Anſpruͤche auf Emolumente oder Vor⸗ 
theile jeglicher Art ratirlich vergütet, und außerdem erhält er noch für ſechs 
weitere Monate feine feſte Beſoldung, jedoch nicht die Verguͤtung anderweiter 
Emolumente oder Vortheile; weitere Anſpruͤche an die Geſellſchaft finden 
nicht ſtatt. 

Die Beſtimmungen der Artikel 51. und 52. find als integrirender Theil 
der Dienſtvertraͤge von den Beamten oder Angeſtellten anzuerkennen. 


Zweiter Abſchnitt. 
Der Verwaltungsrath. 


Artikel 53. 


Der Verwaltungsrath beſteht aus funfzehn, von der Generalverſamm⸗ 
lung zu waͤhlenden Mitgliedern, von welchen wenigſtens acht in Berlin woh⸗ 
nen, und wenigſtens fünf außerhalb Berlin im Inlande wohnende Gutsbeſitzer 
ſein muͤſſen. a 

Die Mitglieder des Verwaltungsrathes fungiren fünf Jahre, dergeftalt, 
daß jährlich drei Mitglieder ausſcheiden; bis die Reihe im Austritt ſich gebil⸗ 
det hat, entſcheidet daruͤber das Loos. 

Die Ausſcheidenden ſind wieder waͤhlbar. 2 
= Scheidet vor Ablauf der Amtsdauer ein Mitglied aus, ſo wird deffen 

Stelle nur bis zu jenem Ablaufe erſetzt. Interimiſtiſch bis zur naͤchſten Ge⸗ 
neralverſammlung kann der Verwaltungsrath einen Erſatzmann ernennen; der 

in Beſchluß iſt gerichtlich oder notariell zu protokolliren. 13 

enn ein Mitglied ſich in einem der im Artikel 23, a. b. c. bezeich- 

neten Faͤlle befinden ſollte, ſcheidet daſſelbe aus. 4 

Jioedes Mitglied muß wenigſtens zwanzig Aktien der Geſellſchaft beſitzen, 

die in ihrem Archiv waͤhrend deſſen Amtsdauer zu deponiren ſind. Die 5 


Die Namen der Mitglieder des Verwaltungsrates find bei ihrem Aus⸗ 
tritt und bei jeder Neuwahl bekannt zu machen. = 


Artikel 54. 


Abgeſehen von der im Artikel 53. beſtimmten Amtsdauer hat eine Neu⸗ 
wahl fuͤr ſaͤmmtliche Mitglieder ſtattzufinden, wenn dies von dem Verwal⸗ 
tungsrathe mit einer Majoritaͤt von wenigſtens zehn ſeiner Mitglieder be⸗ 
ſchloſſen wird. „ 

Außerdem wird eine integrale Neuwahl nach Artikel 67. vorbehalten. 


Artikel 55. 


Der Verwaltungsrath waͤhlt jaͤhrlich ſeinen Praͤſidenten, ſowie einen 
erſten und einen zweiten Vizepraͤſidenten, die den Praͤſidenten in Verhinderungs⸗ 
faͤllen in allen Funktionen erſetzen. Alle drei muͤſſen den in Berlin wohnenden 
Mitgliedern angehoͤren. Die Wahl erfolgt mit abſoluter Stimmenmehrheit; 
iſt dieſe nicht bei der erſten Wahlhandlung erreicht, ſo wird die Wahl nach den 
Vorſchriften des dritten Alineas des Artikels 70. vollzogen. Be 

Die Sitzungen des Verwaltungsrathes werden in Berlin gehalten; doch 
kann auf den Wunſch der Mehrheit ſeiner Mitglieder der Praͤſident auch an 
einem anderen Orte des Inlandes eine Sitzung anberaumen. f 


Artikel 36. 


Der Verwaltungsrath beraͤth und beſchließt entweder als Plenum, zu 
deſſen Sitzungen ſaͤmmtliche Mitglieder berufen werden, oder als Abtheilung 
der Berliner Mitglieder. 

Folgende Gegenſtaͤnde gehoͤren zum Reſſort des Plenums: 

a) die an die Generalverſammlung ergehenden Mittheilungen oder Antraͤge 
des Verwaltungsrathes, insbeſondere auch die Feſtſtellung der Bilanz 
und die Ertheilung der Decharge an den Vorſtand; f 


b) die Anſtellung und Entlaſſung der Vorſtandsmitglieder, reſp. ihrer 

Stellvertreter, ſowie die dem Verwaltungsrathe nach Art. 50. vor⸗ 
behaltene Genehmigung der Anſtellung von Beamten und Agenten; 1 

c) alle Beſchluͤſſe oder Entſcheidungen, fuͤr welche ſtatutmaͤßig eine ſtaͤrkere = 
Stimmenmehrheit des Verwaltungsrathes, als nur die abſolute, erfor: i 
derlich iſt; f 

d) die Wahl des Prafidenten und der Vizepraͤſidenten des Verwaltungs⸗ 
rathes, ſowie die Ernennung von Erſatzmaͤnnern (Art. 53.); 

e) die Feſtſetzung der allgemeinen Bedingungen für hypothekariſche Dar⸗ 
lehne und fuͤr die Ausgabe von Hypothekenbriefen, ſowie die naͤheren 
Beſtimmungen, in welcher Weiſe Seitens des Verwaltungsrathes durch 

5 Unterſchrift eines Mitgliedes auf die auszugebenden Hypothekenbriefe 
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) die Feſtſetzung der Hypothekendiſtrikte und die Ernennung der Aufſichts⸗ 


r „ 


Kommiſſarien; 


g) der Beſchluß über Erhöhung des Grundkapitals bis auf fünf Millio⸗ 
nen Thaler (Art. 6.); a : ö 
b) außerdem in einzelnen Faͤllen diejenigen Gegenſtaͤnde, welche der Pre 
ſident dem Plenum vorzulegen fuͤr zweckmaͤßig erachtet. | 
Fuͤr alle nicht dem Plenum uͤberwieſenen Gegenſtaͤnde fungirt die Ab⸗ 


theilung der Berliner Mitglieder als Verwaltungsrath; ebenſo auch, wenn das 
Plenum die Beſchlußfaſſung uͤber einzelne zu deſſen Reſſort gehoͤrige Gegen⸗ 


ftände auf dieſelbe überträgt. 


Dem Prafidenten bleibt vorbehalten, in geeigneten Fällen einzelne außer⸗ 
halb Berlin wohnende Mitglieder zu den Sitzungen der Abtheilung beizuziehen. 
e In der Regel ſollen die Einladungen zu den Sitzungen an die in Berlin 
wohnenden Mitglieder wenigſtens drei Tage, und an die andern Mitglieder 
wenigſtens acht Tage vorher von dem Praͤſidenten des Verwaltungsrathes er⸗ 


laſſen werden; in dringenden Fallen ift eine kuͤrzere Friſt flatthaft. 


Artikel 57. 


8 Zur Faſſung gültiger Beſchluͤſſe iſt für das Plenum die Anweſenheit 
von acht Mitgliedern, für die Abtheilung der Berliner Mitglieder von fünf 


Mitgliedern erforderlich. Die Beſchluͤſſe werden mit abſoluter Stimmenmehr⸗ 


. 


heit der Anweſenden gefaßt; bei Gleichheit der Stimmen giebt die des Praſi⸗ 
denten den Ausſchlag. Vorbehalten bleiben die anderweiten Statutbeſtimmun⸗ 
gen fuͤr die Faͤlle, wo das Erforderniß einer größeren Zahl von Anweſenden 
oder einer ſtaͤrkeren Stimmenmehrheit als der vorbezeichneten eintritt. Bei 


allen Wahlhandlungen des Verwaltungsrathes findet das Verfahren Anwen⸗ 


dung, welches im Art. 70. letztes Alinea fuͤr die Wahlen der Generalverſamm⸗ 
lung vorgeſchrieben iſt. 

Das Protokoll, wenn es nicht nach den bezuͤglichen Beſtimmungen im 
Art. 47. 53. gerichtlich oder notariell aufgenommen werden muß, wird von 


einem Mitgliede oder von einem Geſellſchaftsbeamten geführt und von den an⸗ 


weſenden Mitgliedern unterſchrieben; daſſelbe enthält nur die Berathungsgegen⸗ 


ſtände und die gefaßten Beſchluͤſſe. Nur auf Verlangen eines Votanten wird 
im dem Protokoll bemerkt, ob derſelbe für oder gegen einen Beſchluß geſtimmt 
hat. Die Motive eines Votums werden in dem Protokolle nicht angegeben, 


jedes Mitglied kann aber dieſelben innerhalb 24 Stunden ſchriftlich einreichen 
und dem Protokolle beifuͤgen laſſen. Die etwa ſolchergeſtalt eingehenden Mo⸗ 
tive werden in der naͤchſten Sitzung verleſen. 5 

Die Vorſtandsmitglieder konnen, inſofern nicht uͤber perſoͤnlich ſie be⸗ 


treffende Angelegenheiten verhandelt wird, den Sitzungen mit berathender 


Stimme beiwohnen, und ſind berechtigt, wenn ihre Anſicht von einem Beſchluſſe 
5 der 


eber des Verwaltungsrathes abweicht, dies im Protokolle vermerken 
aſſen. 5 i 
5 Artikel 58. 


Der Verwaltungsrath hat das Recht, eines oder mehrere ſeiner Mit⸗ 
glieder zur Beſorgung beſtimmter Auftraͤge abzuordnen und die hierfuͤr erforder⸗ 
lichen Vollmachten auszuſtellen. 


Artikel 59. 


Der Verwaltungsrath nimmt die Stelle des Aufſichtsrathes einer Aktien⸗ 
geſellſchaft im Sinne des Art. 225. des Allgemeinen Deutſchen Handelsgeſetz⸗ 
buchs ein; er hat außer den in dieſem Stakut ihm ausdruͤcklich uͤberwieſenen 
Funktionen die allgemeine Kontrole des Geſchaͤfts zu uͤben. 
Zu dem Ende wird er an einzelne ſeiner Mitglieder die Ueberwachung 
beſonderer Geſchaͤftszweige uͤbertragen, ſoweit dies erforderlich erſcheint. 
8 Er iſt befugt, den Vorſtand auf die Abſtellung vorkommender Maͤngel 
oder auf Verbeſſerungen in der Geſchaͤftsfuͤhrung aufmerkſam zu machen, er⸗ 
forderlichen Falles auch dieſe Abſtellung oder dieſe Verbeſſerungen anzuordnen, 
wenn er dies mit einer Mehrheit von wenigſtens zehn Stimmen beſchließt. 


Artikel 60. 


5 Die Mitglieder des Verwaltungsrathes werden nicht beſoldet, erhalten 
aber zuſammen, außer der Erſtattung ihrer Reiſekoſten und etwaiger ſonſtiger, 
im Intereſſe der Geſellſchaft gemachter Auslagen, die nachts Art. 44. a. feſtzu⸗ 
ſetzende Tantieme. Dieſelbe wird gemäß näherer Beſtimmung des Verwaltungs: 
rathes unter die Mitglieder nach Verhaͤltniß der von ihnen ausgefuͤhrten Kom⸗ 
miſſorien und nach der Zahl der Sitzungen, welchen ſie beiwohnten, repartirt, 
wobei jedoch für die nicht in Berlin wohnenden Mitglieder die Theilnahme an 
einer Sitzung doppelt in Anrechnung kommt. 


Dritter Abſchnitt. 
Die Aufſichtskommiſſarien. 


Artikel 61. 


Auf den Vorſchlag des Vorſtandes theilt der Verwaltungsrath das Ge⸗ 
biet, in welchem die Geſellſchaft Darlehne bewilligen darf, in Diſtrikte, und er⸗ 
nennt fuͤr jeden Diſtrikt einen Vertrauensmann. 

N Wenn nicht Vakanzen im Laufe des Jahres zu beſetzen ſind, erfolgt die 
Ernennung gegen Ende des Kalenderjahres fuͤr das naͤchſtfolgende Jahr. 


Artikel 62. 


8 Im Allgemeinen beſteht der Beruf dieſer Vertrauensmaͤnner darin, dahin 
QM. 5877) zu 


can 


„„ 


zu Wirken, daß 15 Geſellſchaft gute und ſichere Hypothekendarlehne erlang 
unnd daß fie keine Ausfälle erleide, insbeſondere: 8 ö 1 


a) dem Vorſtand Auskunft auf Anfragen zu ertheilen, die das Hypothe⸗ 

kengeſchaͤft allgemein oder in ſpeziellen Faͤllen betreffen; . 

b) auch ohne ſolche Anfragen dem Vorſtande die zur Proſperitaͤt des 

Hypothekengeſchaͤfts und zur Abwendung von Schäden dienlichen Mit⸗ 

theilungen zu machen; En 

c) die richtige Abſchaͤtzung des Werthes der zur Hypothek dienenden Grund: 

ſtuͤcke, ſowie die Erhaltung dieſes Werthes zu uͤberwachen, und SR 
d) auch zur Erfüllung der in dieſem Artikel bezeichneten Zwecke, die Be⸗ 
ſorgung von Aufträgen des Vorſtandes entweder zu übernehmen oder 

dabei nuͤtzlich mitzuwirken. N 


Artikel 63. 


Dieſelben erhalten die in Folge der ihnen vom Vorſtande aufgetragenen 
Reiſen erwachſenden Koſten und ſonſtige Auslagen verguͤtet, und beziehen die 
nach Art. 44. sub b. feſtzuſetzende Tantieme, welche auf den Vorſchlag des 
Vorſtandes vom Verwaltungsrathe nach Maaßgabe der in jedem Diſtrikte 
Seitens der Geſellſchaft gemachten Geſchaͤfte unter die einzelnen Vertrauens⸗ 


maͤnner vertheilt wird. 


Vierter Abſchnitt. 
Der Staatskommiſſar. 


5 Artikel 64. 
f Die Staatsregierung iſt befugt, zur Wahrnehmung ihres Aufſichtsrechts 
uͤber die Geſellſchaft für beſtaͤndig oder für einzelne Faͤlle einen Kommiſſar zu 
ernennen. Derſelbe hat das Recht, die Geſellſchaftsorgane, einſchließlich der 
Generalverſammlung, guͤltig zu berufen, ihren Berathungen beizuwohnen und 
jederzeit von den Kaſſen, Buͤchern, Rechnungen und ſonſtigen Schriftſtuͤcken 
der Geſellſchaft Einſicht zu nehmen. Insbeſondere hat der Staatskommiſſar 
auch das Recht zur Kontrole daruͤber, daß der Betrag der von der Geſellſchaft 
ausgegebenen Hypothekenbriefe die Summe der von derſelben erworbenen Hypo⸗ 
thekenforderungen nicht überfteige, 


Achter Titel. 
Die Generalverſammlung. 


Artikel 65. : 
Stimmberechtigt in der Generalverſammlung find. diejenigen eee 
welche 


elche zwanzig Aktien oder mehr befißen und dieſen Beſitz mindeſtens vierzehn 
Tage vor der öffentlichen Einberufung der Generalverſammlung bei dem Vor⸗ 

ſtande eintragen ließen. Der noch ſtattfindende Beſitz iſt außerdem kurz vor 
der Generalverſammlung nachzuweisen, entweder durch Vorzeigung der Aktien, 
oder durch Zeugniß einer öffentlichen Behörde, oder einer hierzu von dem Vor⸗ 
ſtande autoriſirten öffentlich bekannt zu machenden Stelle. Quittungsbogen, 
auf welchen die verfallenen Einzahlungen quittirt find (Art. 8.), erſetzen be 
zuͤglich der Stimmberechtigung die Aktien. 

Jae zwanzig Aktien geben Eine Stimme; es kann jedoch kein Aktionair 
weder fuͤr ſich noch als Vertreter anderer Aktionaire im Ganzen mehr als 
fünf und zwanzig Stimmen führen. 

Es koͤnnen vertreten werden: Handlungshaͤuſer durch ihre geſetzmaͤßig 
bekannt gemachten Prokuriſten; Ehefrauen durch ihre Ehemaͤnner; Wittwen 
durch großjaͤhrige Söhne; Minderjährige oder ſonſtige Bevormundete durch ihre 
Vormuͤnder oder Kuratoren; Korporationen, Inſtitute und Aktiengeſellſchaften 
durch ihre geſetzlichen Vertreter. In allen übrigen Faͤllen kann ein Aktionair 
nur durch einen anderen ſtimmberechtigten Aktionair vertreten werden. f 
Die Bevollmaͤchtigung zur Stellvertretung iſt ſpaͤteſtens am Tage vor 
der Generalverſammlung zur Pruͤfung dem Vorſtande vorzulegen, welcher eine 
Fog oder ſonſt ihm genuͤgende Beglaubigung der Unterſchrift zu verlangen 
berechtigt iſt. 
| Ueber die Auslieferung der Eintrittskarten zur Generalverſammlung wird 

bei Berufung derſelben das Erforderliche bekannt gemacht. 


Artikel 66. 


| Die Generalverſammlung wird von dem Vorſtande vermittelſt öffentlicher 
Bekanntmachung unter der geſetzmaͤßig vorgeſchriebenen Angabe ihres Zwecks 
berufen, und zwar mindeſtens drei Wochen vor ihrem Zuſammentritt. 

Sie iſt entweder eine ordentliche oder eine außerordentliche. Die 
erſtere findet jährlich in einem der erſten ſechs Monate des Jahres ſtatt. 


Artikel 67. 


In der ordentlichen Generalverſammlung wird die Bilanz (Art. 46.) 
des abgelaufenen Jahres und der darauf bezuͤgliche Geſchaͤftsbericht mitgetheilt, 
die Erſatzwahl der Mitglieder des Verwaltungsrathes vorgenommen und uͤber 
die ſonſt vorliegenden Gegenftände verhandelt, reſp. Beſchluß gefaßt, mit Aus⸗ 
ſchluß derjenigen, uͤber welche ſtatutmaͤßig in außerordentlicher Generalverſamm⸗ 
lung zu entſcheiden iſt. 5 8 

Auf einen von wenigſtens dreißig Aktionairen, die zuſammen mindeſtens 
den fuͤnften Theil der emittirten Aktien beſitzen, und dieſelben bei dem Vorſtande 
deponiren, vor Berufung der Generalverſammlung ſchriftlich eingereichten An⸗ 
trag, kann die letztere beſchließen, daß anſtatt einer Erſatzwahl eine Neuwahl 
für ſaͤmmtliche Mitglieder des Verwaltungsrathes ſtattfinden ſolle. Wird die⸗ 


ſer Beſchluß von der Generalverſammlung gefaßt, ſo vertagt ſie ſich auf einen 


der naͤchſten acht Tage, um alsdann dieſe Neuwahl vorzunehmen. 
Gr, 5877) Ar⸗ 
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Artikel 68. 


Die Generalverſammlung wird als eine außerordentliche berufen, 
wenn uͤber die einer ſolchen ſtatutmaͤßig zugewieſenen Gegenſtaͤnde zu entſcheiden 


iſt, oder wenn es vom Verwaltungsrathe beſchloſſen wird. 

Außerdem muß ſie berufen werden, wenn dies von mindeſtens funfzig 
Aktiongiren, welche nicht weniger als den dritten Theil der emittirten Aktien 
beſitzen und bei dem Vorſtande deponiren, ſchriftlich bei dem letzteren und dem 
Verwaltungsrathe für einen beſtimmt anzugebenden Zweck beantragt wird. 


Artikel 69. 
In den Generalverſammlungen wird uͤber die etwa von einzelnen Aktio⸗ 


nairen geftellten Antraͤge nach Maaßgabe des Artikels 238. des Allgemeinen 


Deutſchen Handelsgeſetzbuchs verhandelt. Eine Verhandlung ohne Beſchluß⸗ 
faſſung iſt zulaͤſſig, wenn die Anträge mindeſtens acht Tage, und eine Ver⸗ 


5 handlung mit Beſchlußfaſſung iſt zuläſſig, wenn die Anträge mindeſtens ſechs 


Wochen vor Zuſammentritt der Generalverſammlung ſchriftlich bei dem Vor⸗ 
ſtande und dem Verwaltungsrathe eingereicht wurden. 
. In letzterem Falle iſt der Vorſtand zur Bekanntmachung der betreffenden 

Antraͤge bei Berufung der Generalverſammlung verpflichtet. 


Artikel 70. 


In der Generalverſammlung führt der Praͤſident, reſp. der Vizeprä⸗ 
ſident des Verwaltungsrathes, oder ein anderes von dem letzteren beauftragtes 


Mitglied den Vorſitz und leitet die Verhandlungen. Der Vorſitzende ſchlaͤgt 


die Skrutatoren vor, deren Beſtaͤtigung der Generalverſammlung zuſteht. 

f „Die Beſchluͤſſe der Generalverſammlung erfolgen — vorbehaltlich der 
abweichenden Beſtimmungen dieſes Statuts uͤber einzelne Faͤlle — mit abſo⸗ 
luter Stimmenmehrheit; bei Stimmengleichheit giebt der Vorſitzende den Aus⸗ 
ſchlag. Eine Abſtimmung durch Abgabe von Stimmzetteln muß jedesmal 
ſtattfinden, wenn das Reſultat einer in kuͤrzerer Form ſtattgefundenen Abſtim⸗ 
mung entweder vom Vorſitzenden, oder von den Skrutatoren fuͤr zweifelhaft 
erklärt, oder auch wenn es von dem vierten Theile der in der Generalverſamm⸗ 
lung anweſenden Stimmberechtigten verlangt wird; uͤber die in den Artikeln 6. 
17. 50. 51. 72. 73. 74. bezeichneten Faͤlle darf nur durch Abgabe von 


Stimmzetteln abgeſtimmt werden. 


Die Wahlen werden durch Abgabe von Wahlzetteln bewirkt, und die 


abſolute Mehrheit entſcheidet. Wird dieſe in der erſten Wahlhandlung nicht 


erreicht, ſo wird eine zweite vorgenommen, bei welcher die Stimmen nuͤr den⸗ 
jenigen Perſonen gegeben werden duͤrfen, welchen in der erſten Wahlhandlung 
die zwei hoͤchſten Stimmenzahlen zugefallen waren. Erfolgt auch bei dieſer 
Wahlhandlung keine abſolute Majorität, fo findet ſchließlich eine dritte zwiſchen 
zwei Perſonen ſtatt, welche in der zweiten die meiſten Stimmen erhalten hatten; 


ſind dieſer Perſonen mehr als zwei, ſo entſcheidet das Loos, welche von ihnen 


in 


5 o . EL 
in die engere Wahl gebracht wird; wobei jedoch, wenn die höchfte Stimmen⸗ 
zahl nur Einer Perſon zugefallen iſt, dieſe in die engere Wahl gebracht und 
durch das Loos nur entſchieden wird, wer von denjenigen hinzutritt, welche 
die zweithöchſte Stimmenzahl erhielten; ebenfalls entfcheidet auch das Loos, wer 
gewaͤhlt iſt, in dem Falle, daß die zwei in die engere Wahl gebrachten Perſonen 
eine gleiche Stimmenzahl erhalten möchten. : 


Artikel 71. 


0 ; Das Protokoll wird notariell oder gerichtlich aufgenommen. Es 
enthaͤlt: 
i a) den Vermerk, daß durch Vorlage der betreffenden öffentlichen Blätter 


(Art. 5.) die regelrechte Berufung der Generalverſammlung nachge⸗ 
wieſen worden iſt; 


b) die Gegenſtaͤnde der Verhandlung, und — ohne die fuͤr und gegen 
in der Diskuſſion vorgebrachten Gruͤnde zu erwaͤhnen — das Reſultat 
der Abſtimmungen unter Angabe, ob dieſelben in abgekuͤrzter Form, 
oder durch Abgabe von Stimmzetteln (Art. 70.) ſtattfanden, und im 
letzteren Fall die Anzahl der Stimmenden und der abgegebenen ver⸗ 
neinenden und bejahenden Stimmen; 


c) das Reſultat der Wahlhandlungen, unter Angabe der Zahl der abge⸗ 
gebenen Wahlzettel und Stimmen. 


5 Kein Mitglied der Generalverſammlung kann verlangen, daß das von 
ihm abgegebene Votum in das Protokoll aufgenommen werde. 

Das Protokoll wird von den anweſenden Mitgliedern des Vorſtandes 
und des Verwaltungsrathes und den Skrutatoren unterzeichnet. 5 


Artikel 72. 


Zuſaͤtze und Aenderungen im Statut konnen nur in außerordentlicher Ge⸗ 
neralverſammlung mit einer Mehrheit von drei Vierteln der darin anweſenden oder 
vertretenen Stimmberechtigten beſchloſſen werden, und beduͤrfen zur Guͤltigkeit 
der landesherrlichen Beſtaͤtigung. Die Beſtimmungen des Artikels 73. fuͤr die da⸗ 
ſelbſt bezeichneten Zuſaͤtze und Aenderungen werden hierbei vorbehalten. 


Artikel 73. . 


Zuſaͤtze und Aenderungen im Statut, welche eine Abänderung des Ge⸗ 

genſtandes der Unternehmung der Geſellſchaft bezwecken, ſind — vorbehaltlich 

der dafür erforderlichen landesherrlichen Genehmigung — nur ſtatthaft, wenn 
dieſelben unter nachfolgenden Bedingungen beſchloſſen werden: 


a) Es muß eine außerordentliche Generalverſammlung eigens für dieſen 
Zweck berufen werden; in derſelben haben nicht blos die gemaͤß Art. 65. 

Alineg 1. legitimirten Aktionaire, ſondern auch diejenigen, welche ihre 

Aktien bis zum achten Tage vor der Verſammlung bei dem Vorſtande 
FJuhrgang 1862. (Nr. 5877.) 37 de⸗ 
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oO0eeponiren, ein Stimmrecht, und zwar gewährt jede Aktie — ohne 
Bieſchränkungen des Artikels 65. Alinea 2. — Eine Stimme; um guͤ 


cher das Stimmrecht wie in der vorhergehenden gilt, jedoch von den 
anweſenden Stimmberechtigten, ohne Ruͤckſicht auf die Hoͤhe des von 
1 vertretenen Grundkapitals, ein guͤltiger Beſchluß gefaßt wer⸗ 
den kann. N 


c) Derfelbe bedarf — er mag in der erſten oder in der nachfolgenden 
Verſammlung (a. und b.) gefaßt worden fein — einer Mehrheit von 
drei Vierteln der abgegebenen Stimmen. 


Die Aufloͤſung der Geſellſchaft durch Vereinigung mit einer anderen 
Aktiengeſellſchaft iſt ebenfalls nur unter den vorftehend (sub a. b. C.) bezeich⸗ 
neten Bedingungen zulaͤſſig. 


en Artikel 74, 
Abgeſehen von den Fallen, in welchen ſich die Geſellſchaft nach geſetz⸗ 


e 


Ss maͤßigen Beſtimmungen auflöfen muß, und abgeſehen von der im letzten Alinea 
des Artikels 73. bezeichneten Auflöfung — durch Vereinigung mit einer anderen 


5 dies jedoch nur unter den im Artikel 73. unter a. b. c. feſtgeſtellten Bedingungen. 
Wenn die Geſellſchaft ihre Liquidation beſchließen ſollte, ſo iſt dies zu⸗ 


SE gleich der Beſchluß ihrer Aufloͤſung. Sie geht alsdann Feine neuen Verpflich⸗ 
tungen und Geſchaͤfte ein, insbeſondere nicht durch hypothekariſche Darlehne 


und Ausgabe von Hypothekenbriefen; fie tilgt vielmehr dieſe Hypothekenbriefe 


kuͤndigten und nicht in Empfang genommenen Gelder, und liquidirt uͤberhaupt 


ſetzbuchs. 
Artikel 75. 
Außer den Befugniſſen und Rechten, welche der Generalverſammlung im 


uͤberhaupt die Entſcheidung zu uͤber alle Antraͤge, welche ihr von dem Ver⸗ 
waltungsrathe, oder mit Vorwiſſen deſſelben von dem Vorſtande, zur Beſchluß⸗ 
nahme vorgelegt werden, ſowie uͤber alle Angelegenheiten der Geſellſchaft, welche 
nach dieſem Statut nicht zu denjenigen Verwaltungs angelegenheiten gehören, 
deren Entſcheidung oder Beſorgung dem Verwaltungsrathe oder dem Vor⸗ 


leihen, zu welchen uͤbrigens die im Artikel 36. b. bezeichneten Geſchaͤfte nicht zu 
zählen ſind, dem Beſchluſſe der Generalverſammlung vorbehalten. 


zu beſchließen, müffen zwei Drittel des emittirten Grundkapitals in 
dieſer Generalverſammlung vertreten ſein. 3 


b) Iſt das Grundkapital nicht im vorbezeichneten Verhaͤltniß vertreten, ſo 
wird eine neue außerordentliche Generalverſammlung berufen, in wel⸗ 


nach den einſchlaͤgigen Beſtimmungen des Allgemeinen Deutſchen Handelsge⸗ 


Aktiengeſellſchaft — iſt die Geſellſchaft berechtigt, ihre Liquidation zu beſchließen; # 


in möglichft kurzer Zeit durch Ruͤckkauf oder nach Kündigung, deponirt die ger 


gegenwärtigen Titel und in den Artikeln 6. 17. 50. 51. beigelegt find, ſteht iht 


ſtande uͤberwieſen ſind. Insbeſondere iſt die Kontrahirung von eigentlichen An⸗ 


> 3 


Alle nach den Beſtimmungen dieſes Titels gefaßten Beſchluͤſſe und voll⸗ 
30= = 


zogenen Wahlen find für alle Wtionaire verbindlich, auch wenn biefelben den 
Generalverſammlungen nicht beiwohnten oder nicht ſtimmberechtigt waren. 


Tranſitoriſche Beſtimmungen. 


Artikel 76. 


Die Intereſſen der Geſellſchaft bis zur Ernennung des Verwaltungs⸗ 
rathes und des Vorſtandes werden durch ein 5 . 


„Proviſoriſches Komite der Erſten Preußiſchen Hypo⸗ 
theken-Aktiengeſellſchaft“ 


wahrgenommen. Zu Mitgliedern deſſelben werden hierdurch beſtimmt: der 
Rittergutsbeſitzer Ernſt Freiherr von Eckardſtein-Proͤtzel; der Chef der 
Preußiſchen Bank a. D. David Hanſem ann; der Rentner Guſtav Holl⸗ 
mann; der Wirkliche Geheime Oberregierungsrath, Oberbuͤrgermeiſter a. D. 
Dr. Heinrich Wilhelm Krausnick; der Wirkliche Geheime Rath Rudolph 
b. m der Verlagsbuchhaͤndler Georg Reimer, ſaͤmmtlich in Berlin 
wohnend. 

Dies Komite iſt berechtigt ſich zu ergänzen, ſowie auch für Verhinde⸗ 

rungsfaͤlle einzelner Mitglieder deren Stellvertreter zu ernennen. 

Br Fuͤr Berathungen und Beſchlußfaſſungen des Komités find die im Sta⸗ 
tut für den Verwaltungsrath feſtgeſetzten Normen analog anzuwenden. 


Artikel 77. 


Das Komite vereinigt in ſich, für alle die legale Konſtituirung der Ge⸗ 
ſellſchaft vorbereitenden Maaßnahmen, die Eigenſchaft des Vorſtandes und des 
Verwaltungsrathes. Daſſelbe wird die landesherrliche Genehmigung des Sta⸗ 
tuts nachſuchen, die Aktienzeichnung aufnehmen, unter Vorbehalt der Geneh⸗ 
migung des Verwaltungsrathes Vertraͤge zur Anſtellung von Geſellſchafts⸗ 
beamten ſchließen und uͤberhaupt Anordnungen treffen, um die Geſchaͤftsthaͤtig⸗ 
keit der Geſellſchaft in kuͤrzeſter Friſt beginnen zu koͤnnen. 


Artikel 78. 


Den im Artikel 76. genannten Mitgliedern des Proviſoriſchen Komités 
wird hiermit, und zwar mit dem Rechte der Subſtitution, Vollmacht ertheilt, 
in die Aenderungen, Zuſaͤtze und Modifikationen des Statuts, welche von der 
Staatsregierung verlangt werden moͤchten, einzuwilligen und die desfalls er⸗ 
forderlichen Urkunden zu vollziehen, und zwar dergeſtalt, daß jede Erklaͤrung 
und jede Urkunde, wenn ſie auch nur von Dreien von ihnen, reſp. ihren Sub⸗ 
ſtituten, vollzogen wird, gültig für ſaͤmmtliche Aktionaire vollzogen iſt. 


Artikel 79. 


ER Spaͤteſtens innerhalb zwei Monaten nach erfolgter landes herrlicher Ge⸗ 
Cr. 88770 37* neh⸗ 


er mité zu einer sung Teac 
ſich zu konſttuiren und ungefäumt z ur Beſetzung der Stellen des Vorſta 
zu ſchreiten. Hiermit erloͤſchen die Funktionen des Komités. 

Dass ſtatutmaͤßige Ausſcheiden der Mitglieder des Verwaltungsrathes 
(Art. 53. Alinea 2.) beginnt mit der nach dem un el ſtatt⸗ 
8 Bm ordentlichen Oneralverfammlung. 


S Scheme A. 


erte Preußiſche Gnpotpehen- Aktien-Gefelfgaft. 


zu Zweihundert Thalern. 
Fur gegenwärtige auf den Inhaber lautende Aktie von Zweihunde 
Sele im Dreißig⸗Thalerfuß 1 der volle Nominalwerth bezahlt worden. 
5 Berlin, den S nen ld 


Das Mitglied des ne Der Vorſtand. 

en wa ; (Unterſchrift von zwei e 
e eines Mitgliedes deſſelben.) Mitgliedern.) 

= e (L. S.) 


Eingetragen im Aktienbuch 
a sub Fol. 


Der Kontrolbeamte. 
= (Unterſchrift.) 


Erſte Preußiſche Hypotheken Aktien- Geſellſchaft. 


Dividendenſchein e ee 
zur Aktie A 


Zahlbar am erſten Juli 18.. bei der Geſellſchaftskaſſe in Berlin und 
den ſonſt bekannt gemachten Stellen. Zn: 
Berlin, den en 18. 


8 15 Eingetragen im Regis er Der Vorſtand. 
ö 8 (L. 8.) Fakſimile der Unterſchrift von zwei 
Der Kontrolbeamte. Vorſtandsmitgliedern.) 


(Unterf chrift.) 


. Dieſer Schein iſt nach dem 1. Juli 48.. ungültig und die darauf zu erhebende 
Dividende alsdann der Geſellſchaft verfallen. (Art. 44. des Statuts.) 5 f 


Br Eine Mortifikation verlorener oder vernichteter Dividendenſcheine findet nicht ſtatt. 
Gurt. 12. des Statuts.) f 


| 5 Schema ©. i , 5 
Erſte Preußiſche Jypotheken⸗Aktien⸗Geſellſchaft. 5 . 


Talon 
zum Dividendenbogen der Aktie N 


’ Dem Inhaber dieſes Talons werden gegen deſſen Rückgabe, nach fünf 5 

Jahren und vorgaͤngiger Bekanntmachung des Vorſtandes, Dividendenicheine 
für fünf fernere Bilanzjahre nebft einem neuen Talon, ſoweit nicht ein Wider⸗ 255 g 
ſpruch nach Art. 12. Alinea 3. des Statuts zu beruͤckſichtigen iſt, ausgehaͤndigt. 
Berlin, den l8 Ba 


5 Eingetragen im Regiſter Der Vorſtand. 8 85 
sub; Fol. (Unterſchrift von zwei Vorſtands⸗ „ 


en | „ 5 Mitgliedern.) 5 
Der Kontrolbeamte. i 7 
Uunterſchrift.) 


Eine Mortifikation verlorener oder vernichteter Talons findet nicht ſtatt. (Art. 12. 


des Statuts.) 


Schema ). 


Anti ala: opel 
Littera nn RR 


x 


De 0 Preußiſche Spee Aktiengeſellſchaft ſchuldet, unter der 
im Akt. 33. des Statuts verzeichneten 0 und Garantie, dem Ahab 
ieſes Hypothekenbriefes f 


Thaler im Dreißig⸗ Thalerfuß, verzinslich zu 


Dieſer Hypothekenbrief iſt von Seiten des Inhabers lde N) 
Seiten al nach vorgaͤngiger Auslooſung und fieujlichem u 
ote in osli a 


ee a den flatutmäßigen 1 
ungen ausgegebenen be Der Vorſtand. 


e an Hypotheken⸗(Unterſchrift von zwei Borftande- 
vorh ö NED : 
N 


$ Der Kontrolbeamte. 
(Unterſchrift.) 


(Folgt der Abdruck des Art. 33. des Statuts.) 


Siuskupon N 
zum unfü ndbaren obpotbeterbeteft 


Littera 


„Thaler Silbergroſchen Pfennige, f . 
albjährige ...,.prozenfige Zinfen von Thalern, gahlbar am. 
u... bei der Geſellſchaftskaſſe in Berlin und bei den bekannt, gemach⸗ 
Stellen in Breslau, Coͤln, Königsberg, Danzig, Magdeburg 
tettin, Hamburg, Leipzig ar DI: 


Berlin, denn n 18 


Eingetragen im Regiſter kr Der Vorstand. 


0. | S.) Satfimile der. Unterſchrift von zwei 
nen : Tee a 
r Kontrolbeamte. : 
- (Unterfchrift.) Be 


(Auf der Rückseite) 


„db . e . Pfennige. un 
inskupons in Ziffern.) | nn Ar 


Dieſer 9 55 iſt ha dem ungültig un der Bf zu gebe 
ins der Geſellſchaft verfallen. (Art. 29. des Statuts.) 5 


Eine Mortifikation verlorener oder vernichteter Zinskupons fe 0 me au, a 
2 des Statuts.) 


u nn. Thaler, vent zu Prozent 


8 Den Inhaber dieſes Talons werden gegen deſſen Rückgabe, 1 85 fuͤn 
ahren und vorgangiger Bekanntmachung des Vorſtandes, Zinskupons fü 
ere fuͤnf Jahre nebſt einem neuen Talon, ſoweit nicht ein Widerſpru 
nach Art. 34. und 12. Alinea 3. des Statuts zu beruͤckſichtigen ift, zen 


Berlin, den a ehe 


em im Regie: Der Vorſtand. 
: Sen Uunterſchrift von zwei Vorſtands= 


De Kontrolbeamte. . E Mitgl. iebern.) 
S (untaſthnft) ö BEE : 


= Eine Mortififation verlorener oder vernichteter Talons findet nicht ſtatt. (At, 34 
und. “u Bee Sul nn, e 


Kündbarer Hypothekenbrief 
| Eikbera es A 


Die Erfte Preußiſche Hypotheken⸗Aktiengeſellſchaft ſchuldet, unter Be i l 
Art. 33. des Statuts verzeichneten Haftung und Garantie, dem Inhaber dieſe 
e 


Thaler im Dreißig⸗ Thalerfuß, verzinslich zu i „Prozent. a 
5 Din Hypothekenbrief iſt am fällig, bed auch vorher 
gegen .... monatliche, bei dem Vorſtande in Berlin zu bewirkende und auf 
16 zu beſcheinigende Kuͤndigung an der Geſellſchaftskaſſe in Berlin 
ahlbar. 5 
. Nach Verfall oder mit dem durch vorherige Kuͤndigung 1 1 
Zahlungstermine hört die e auf. 55 


Berlin, denn een 18 


Fuͤr ge enwaͤrtigen, nach den ſtatutmaͤßigen N 
Beflimmungen ausgegebenen Hypothekenbrief Der Vorſtand. 


iſt die vorgeſchriebene Sicherheit in Hypotheken— (unterſchrift von zwei werten. 
Inſtrumenten vorhanden. . f Mitgliedern.) 

Berlin, den ten 8 

arten (J. S.) 


Der Verwaltungsrath. 
Gnterſchrift von einem nu 


=. Eingetragen im Regiſter 


Der Kontrolbeamte. 
. (Unterſchrift.) 


(Folgt der Abdruck des Art. 33. des Statuts.) 


1804. m) 2 „ 38 


zun künvbaren obvetbetenbriefe 


Litera 8 = sh 


lbjaͤhrige . prozentige Zinſen von... Thales zahlbar am 
bei der Geſellſchaftskaſſe in Berlin und bei den bekannt gemae 
stellen in Breslau, Cöln, Königsberg, Danzig, eee 
. UST Leipzig und Hannover. 


ws Dier Vorſtand. 


an der Unterſchrift von 5 
„ I 


(Auf der e 


Ss. ‚ale... Eibegrien Se Pfennige. ug d. des 
ins in Ale) es 


BEA Sn Schein if nach Bin RR RR URN ungültig und der darauf zu erhebe de 
. der Geſellſchaft verfallen. Art. 30. und 29. des Statuts.) 1 


Eine Mortifikation u oder verni teter en eine de nicht att. Art. 3 
nd 12. des Statuts. . 3 in 0 f S 72 


0 1. 5878.) Bekanntmachung, betreffend die Allerhoͤchſte Genehmi un der unter de 
(N ) gung 
= Firma: „Erſte Preußiſche Hypotheken- Aktiengeſellſchaft“ mit dem Sitze 
zu Berlin errichteten Aktiengeſellſchaft. Vom 14. Mai 1864. 


N, Königs Majeſtaͤt haben mittelſt Allerhoͤchſten Erlaſſes vom 2. Mai 1864. 
die Errichtung einer Aktiengeſellſchaft unter der Firma: „Erſte Preußiſche 
Hypotheken⸗Aktiengeſellſchaft“ mit dem Sitze zu Berlin, ſowie deren Statut 
vom 11. April 1864, zu genehmigen geruht. 

Der Allerhoͤchſte Erlaß nebſt dem Statut wird durch das Amtsblatt der 
Königlichen Regierung zu Potsdam bekannt gemacht werden. 


Berlin, den 14. Mai 1864. ö N 
Der Finanzminiſter. Der Miniſter für Handel, Ge⸗ 


Im Auftrage: werbe und öffentliche Arbeiten. 
Guͤnther. Gr. o. Itzenplitz. b 

Der Miniſter für die landwirth⸗ Der Miniſter des Innern. 
ſchaftlichen Angelegenheiten. Gr. zu Eulenburg. 


v. Selchow. 


(r. 5879.) Bekanntmachung, betreffend die Allerhoͤchſte Genehmigung der Erhöhung des 
Grundkapitals der Aktiengeſellſchaft „Flora“ zu Coͤln. Vom 21. Mai 1864. 


Des Koͤnigs Majeſtaͤt haben mittelſt Allerhoͤchſten Erlaſſes vom 2. Mai 1864. 
die Erhoͤhung des Grundkapitals der Aktiengeſellſchaft „Flora“ zu Coͤln auf 
150,000 Thaler zu genehmigen geruht. a 

Der Allerhoͤchſte Erlaß wird durch das Amtsblatt der Königlichen Re⸗ 
gierung zu Coͤln bekannt gemacht werden. 


Berlin, den 21. Mai 1864. 


Der Miniſter für Der Miniſter der Der Miniſter für 
Handel, Gewerbe geiſtlichen, Unter⸗ die landwirthſchaft⸗ 
und öffentliche richts⸗ u. Medizinal⸗ lichen Angelegen⸗ 


Arbeiten. Angelegenheiten. heiten. 
Im Auftrage: Im Auftrage: Im Auftrage: 


Schede. Keller. Kette. 


der 5878-5880) ö (Nr. 5880.) 


hmigungs⸗ Urkunde, betreffend eine Abänderung der Statuten der Eöln⸗ 

= Mindener Eiſenbahngeſellſchaft. Vom 23. Mai 1864. as 
& Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von Preußen x 
N Die von der Coͤln⸗Mindener Eiſenbahngeſellſchaft in der Seneralerfem 

lung ihrer Aktionaire am 7. Mai dieſes Jahres beſchloſſene, in der Anlage 
5 5 enthaltene Abaͤnderung ihrer Statuten wollen Wir hierdurch genehmigen. 


Die Genehmigung dieſer Statutaͤnderung iſt durch die Geſetz-Sammlung 
bekannt zu machen. N 


Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. N 


Gegeben Berlin, den 23. Mai 1864. 
8 (L. S.) Wilhelm. 8 
Gr. v. Itzenplitz. Gr. zur Lippe. 


Y 


Ur. 5880) Gene 


5 Dem zweiten Satze im Paragraphen ſechszig der Statuten der Coͤln⸗ 
Mindener Eiſenbahngeſellſchaft iſt folgende Faſſung zu geben: 
„Sechs derſelben werden von der Generalverſammlung gewaͤhlt, und 
zwar aus den in Coͤln oder Duͤſſeldorf wohnhaften Aktionairen. Min⸗ 
N 5 deſtens vier der Gewaͤhlten muͤſſen in Coͤln wohnhaft fein“, 
und im drittletzten Satze deſſelben Paragraphen ſind die Worte: 
x „und zwar zwei von den in Coͤln, und eines von den in Duͤſſeldorf 
wohnhaften“ a a 
zu ſtreichen. 


\ 


= 


Berichtigung. 


In F. 12. des im 16. Stuͤck der Gefeß- Sammlung für 1864. abge: 

druckten Statuts fir den Deichverband der Neuen Binnen⸗Nehrung vom 
18. April 1864. iſt S. 221. Z. 6. v. u. ſtatt „dem Vorlande“ zu ſetzen? 
dem Verbande. = 


Redigirt im Büreau des Staats -Minifteriums. 


Berlin, gebruckt in der Königlichen Geheimen Ober⸗Hofbuchdruckerei 
(R. v. Decker). 


